


CHINA aktuell - 1184 - November 2001

den, wenn die Weltgemeinschaft „ein 

neues Konzept der internationalen Si­

cherheit auf der Grundlage gegensei­

tigen Vertrauens und allseitigen Vor­

teils“ entwickelt. Vor allem gehe es um 

Rüstungsbegrenzungen jeglicher Art, 

da „Aufrüstungsanstrengungen weit 

davon entfernt sind, zum Vorteil der 

weltweiten Sicherheit zu dienen“.

Fünftens haben die Ereignisse vom 11. 

September ein für alle Mal deutlich 

gemacht, dass der internationale Ter­

rorismus „ein enormes Desaster dar­

stellt, das den Frieden und die Stabili­

tät der Welt ernsthaft bedroht“. China 

rufe alle Akteure zu einer fortdauern­

den Zusammenarbeit im Kampf gegen 

den Terror auf. „Der UN-Sicherheits- 

rat sollte eine Schlüsselrolle im Kampf 

gegen den Terrorismus spielen.“

Sechstens betrachte China die Verein­

ten Nationen als die für die inter­

nationale Entwicklung bedeutsamste 

Organisation. ,Jn der Geschichte der 

Menschheit ist keine andere Institu­

tion so repräsentativ gewesen wie die 

Vereinten Nationen. Keine andere Or­

ganisation hat die Fähigkeit, einen so 

starken und tiefen Einfluss auf die 

Weltangelegenheiten auszuüben.“ Die 

Rolle der Vereinten Nationen müs­

se daher in Zukunft noch weiter ver­

stärkt werden. Voraussetzung hierfür 

seien „angemessene Reformen“, da sich 

die Welt seit Gründung der Verein­

ten Nationen deutlich verändert habe. 

Ein schlagender Beweis hierfür sei der 

Anstieg der Mitgliedsländer von ur­

sprünglich 51 auf 189. Vor allem der 

Sicherheitsrat müsse den neuen Gege­

benheiten angepasst werden. „Höchste 

Priorität bei der Reform des Rats hat 

die Korrektur des Ungleichgewichts 

seiner Zusammensetzung und die Er­

höhung der Repräsentanz der Ent­

wicklungsländer ..., damit der Rat die 

Realität der Mitgliedschaft der Verein­

ten Nationen widerspiegelt.“

Siebtens sei das Verhältnis zwischen 

China und der Europäischen Union 

von nicht zu unterschätzender Bedeu­

tung für die Zukunftsgestaltung der 

globalen Angelegenheiten. „China und 

Europa teilen viele gemeinsame Inte­

ressen, ohne direkte Interessenkonflik­

te zu haben. Die Intensivierung lang­

fristiger, umfassender Kooperation auf 

allen Feldern ist im grundlegenden In­

teresse beider Seiten und wird zu Frie­

den und Wachstum in der Welt beitra­

gen.“ (XNA, 2.11., 6.11.01) -ma-

3 Li-Peng-Reise

Vom 3. Oktober bis zum 17. November 

unternahm Li Peng als Vorsitzender 

des Ständigen Ausschusses des Natio­

nalen Volkskongresses eine ausgedehn­

te „Goodwill-Reise“ nach Algerien, Tu­

nesien, Kuba, Argentinien und Uru­

guay. Aus chinesischer Sicht handelte 

es sich um eine „wichtige diplomati­

sche Aktion Chinas unter den neuen 

Bedingungen“ seit dem 1. September. 

Kategorisch heißt es: „Die Reise war 

ein voller Erfolg.“

In allen fünf Ländern habe Li so­

wohl mit den örtlichen Regierungsfüh­

rern als auch mit Spitzenrepräsentan­

ten der nationalen Parlamente sowie 

Vertretern der Wirtschaft ausführli­

che Diskussionen gepflegt. Diese Dis­

kussionen hätten zu einem wesent­

lich besseren gegenseitigen Verständ­

nis der jeweiligen Positionen in inter­

nationalen und regionalen Angelegen­

heiten geführt. Vor allem in Kuba, 

Argentinien und Uruguay hätte man 

in den Gesprächen an die Ergebnis­

se der Reise Jiang Zemins anknüp­

fen können. Li schlug vor, die Bezie­

hungen durch weitere Besuche sowie 

durch eine Stärkung der wirtschaftli­

chen Beziehungen und durch kontinu­

ierliche Austauschprogramme für Wis­

senschaft und Technologie auf eine re­

gelmäßige Basis zu stellen.

Weiter heißt es, dass man in allen Län­

dern den Beitritt Chinas zur WTO 

nachdrücklich begrüßt habe, weil die­

se Tatsache „den Einfluss der Entwick­

lungsländer auf die Weltorganisation 

erhöht und förderlich für die Errich­

tung einer fairen und rationalen neu­

en Wirtschaftsordnung der Welt ist“. 

In allen fünf Ländern betonten die 

Gastgeber zugleich, dass sie auch in 

Zukunft das „Ein-China-Prinzip“ be­

fürworten und die Wiedervereinigung 

Chinas unterstützen werden.

In Kuba verwies Li darauf, dass Ha­

vanna der erste Akteur in Lateiname­

rika war, der die Volksrepublik diplo­

matisch anerkannt hatte. Ferner lobte 

er den Willen des Landes „unter Füh­

rung des Vorsitzenden Castro und der 

Kommunistischen Partei Kubas“, sich 

allem machtpolitischen Druck von au­

ßen zu widersetzen und „dem sozia­

listischen Weg zu folgen“. Es kam zu 

mehreren Gesprächen zwischen Castro 

und Li, die auf chinesischer Seite wie 

folgt bewertet wurden: „All das brach­

te die tiefe Freundschaft zwischen den 

beiden Parteien, Ländern und Völkern 

zum Ausdruck.“ (BBC, 18.11.01) -ma-

4 Anti-Terror-Kampf

Während der 56. Sitzung der UN- 

Vollversammlung sprach sich Chinas 

Außenminister Tang Jiaxuan nachhal­

tig für einen bedingungslosen Kampf 

gegen alle Formen des internationa­

len Terrorismus aus. Auch China sieht 

sich der Bedrohung durch den Terro­

rismus ausgesetzt. „The ,East Türkis­

tan’ terrorist force is trained, armed, 

and financed by international organi- 

zations. Opposing ,East Türkistan’ is 

an important aspect of the internatio­

nal anti-terrorist struggle.“ Laut Tang 

gehört der Terrorismus zu den wenigen 

„Kräften des Bösen“, die weder mit ei­

ner Religion noch mit einem Land ver­

bunden seien. Deshalb müsse der Ter­

rorismus bedingungslos verurteilt wer­

den, gleich wann und wo er auftritt. 

Allerdings sollte der Kampf gegen den 

Terrorismus in jedem Fall unter Füh­

rung des Sicherheitsrates der UN und 

nach dessen Normen erfolgen. „All ac- 

tions must conform to the purpose and 

principles of the UN Charter.“ (BBC, 

12.11.01) -ma-

5 Indonesien-Besuch

Im Anschluss an seine Teilnahme an 

der ASEAN-Gipfelkonferenz in Brunei 

stattete Ministerpräsident Zhu Rong- 

ji Indonesien einen viertägigen Be­

such ab. Zhus Aufenthalt war der ers­

te eines chinesischen Spitzenführers 

seit Aufnahme der diplomatischen Be­

ziehungen zwischen beiden Ländern 

1990. In seinen Gesprächen betonte 

Zhu wiederholt, dass weder Indonesi­

en noch sonst ein ASEAN-Staat „et­

was zu fürchten hätten von Chinas 

Aufstieg als Wirtschaftsmacht“. Chi­

na werde seinen Beitrag zur Entwick­

lung der gesamten ostasiatischen Regi­

on leisten. Jetzt gehe es darum, gegen­

seitiges Vertrauen aufzubauen. „Both 

Indonesia and China are big devel- 

oping countries with important roles 

in Asia and responsibility to preserve 

stability in the region.“ Deshalb un­

terstütze China ohne Wenn und Aber 

Indonesiens Bemühungen, seine natio­

nale Einheit und territoriale Integri­
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tät zu wahren und seine Wirtschaft 

wieder aufzubauen. In diesem Zusam­

menhang machte Zhu eine Zusage, 

ein Infrastrukturprojekt in Indonesi­

en mit 40 Millionen Yuan zu finan­

zieren. Ferner sollen Fachleute bei­

der Seiten zusammenkommen, um die 

Exportchancen Indonesiens auf dem 

chinesischen Markt auszuloten. Ferner 

wurden verschiedene Abkommen zum 

Tourismus, zur engeren Zusammenar­

beit der Zentralbanken beider Länder 

und zur Landwirtschaft unterzeichnet. 

(The Straits Times, 8.11.01) -ma-

6 Vietnam-Gespräche

Mitte November trafen sich Vertreter 

der Regierungen Chinas und Vietnams 

in Hanoi zur achten Runde der bilate­

ralen Gespräche über strittige Grenz- 

und Territorialfragen. Es geht um eine 

exakte Demarkierung des Grenzver­

laufs und andere Schritte „in der Folge 

der Unterzeichnung des Vertrags zur 

Grenzziehung im Golf von Tonkin und 

anderen Seegebieten“. Die Gespräche 

verliefen nach chinesischen Angaben 

,4m Geist der Freundschaft und Of­

fenheit“. Ferner hätten sie einige po­

sitive Ergebnisse gezeitigt. Zuvor hat­

te es ein viel beachtetes Seminar zur 

Bestandsaufnahme in den beiderseiti­

gen Beziehungen der letzten zehn Jah­

re gegeben. Insgesamt wurden dort 37 

Reports zur „Wiederherstellung und 

Entwicklung der positiven Beziehun­

gen zwischen Vietnam und China“ 

vorgetragen. Insbesondere die wirt­

schaftlichen Beziehungen haben sich 

seit einigen Jahren dynamisch ent­

wickelt. 2000 lag der bilaterale Han­

delsaustausch bei gut zwei Milliarden 

US-Dollar. Aufgrund dieser jüngsten 

Entwicklungen sind offensichtlich die 

Voraussetzungen für persönliche Kon­

takte auf höchster Ebene geschaffen. 

Vietnams Parteichef Nong Duc Nanh 

beabsichtigt, in nächster Zeit auf Ein­

ladung Jiang Zemins China einen „of­

fiziellen goodwill visit“ abzustatten. 

(BBC, 3.11., 16.11., 24.11.01) -ma-

7 Kanzler-Besuch

Im Rahmen einer Asienreise (Pakis­

tan, Indien) besuchte Bundeskanzler 

Schröder vom 31. Oktober bis zum 

2. November die Volksrepublik Chi­

na (Beijing, Dalian, Shanghai), ehe 

die Reise nach Russland fortgesetzt 

wurde. Neben dem Kanzler nahmen 

Wirtschafts- und Technologieminister 

Müller sowie Innenminister Schily als 

weitere Regierungsmitglieder an dem 

Besuch teil. Die Politiker wurden 

von der größten deutschen Delegati­

on (180 Mitglieder) begleitet, die je­

mals an einem offiziellen Chinabe­

such teilgenommen hat. Der Schwer­

punkt der Gespräche lag eindeutig auf 

Wirtschafts-, Investitions- und Han­

delsfragen. Problematische Aspekte in 

den bilateralen Beziehungen blieben 

weitgehend ausgeklammert oder wur­

den nur in diplomatisch dezenter Art 

der Pflicht halber erwähnt. So war 

es beiden Seiten möglich zu betonen, 

dass „there are no problems arising 

between Germany and China in terms 

of politics“. Bemerkenswert erscheint, 

dass es sich bereits um den dritten 

Chinabesuch des Kanzlers innerhalb 

von zweieinhalb Jahren handelte und 

dass im gleichen Zeitraum Chinas Mi­

nisterpräsident Zhu Rongji zweimal in 

Deutschland war. Beide Seiten stimm­

ten überein, dass der bilaterale Mei­

nungsaustausch kontinuierlich fortge­

setzt werden sollte. Zhu: „We have 

full confidence in the prospects for 

the development of the two coun- 

tries’ friendly Cooperation ... High- 

level leaders of the two countries 

should especially continue to visit one 

another and strengthen their consul- 

tations and coordination in internatio­

nal affairs.“

Während der drei Tage wurden insge­

samt 28 wirtschaftsbezogene Projekt­

verträge unterzeichnet, darunter zwei 

Großprojekte der Konzerne Bayer und 

BASF. Mit dem Vollzug dieser Verträ­

ge ist Deutschland nicht nur Chinas 

mit weitem Abstand größter europäi­

scher Handelspartner, sondern auch 

der größte europäische Investor.

Das einzige prominente Thema neben 

den Wirtschaftsfragen war der Mei­

nungsaustausch zur Bekämpfung des 

internationalen Terrorismus, in dessen 

Verlauf nach offiziellen Aussagen ei­

ne nahezu vollständige Übereinstim­

mung der Ansichten und Standpunkte 

sichtbar wurde. Beide Seiten betonten 

insbesondere die Notwendigkeit, den 

Vereinten Nationen eine Schlüsselrol­

le in der Wahrung des internationalen 

Friedens zuzuweisen. (BBC, 31.10.01, 

2.11.01; XNA, 1.11.01; FAZ, 2.11.01; 

NZZ, 3.11.01) -ma-

Innenpolitik

8 Hauseigener Terrorismus?

— Vorwürfe der staatlichen 

Führung an Xinjiangs Uigu- 

ren

Im November haben offizielle Vertre­

ter der staatlichen Führung Chinas 

Vorwürfe konkretisiert, wonach ui­

gurische „Separatisten“ in Xinjiang, 

die Unterstützung von internationa­

len Terrororganisationen erhielten, für 

mehrere Terroranschläge im In- und 

Ausland verantwortlich seien.

Nachdem Sprecher des Außenministe­

riums am Rande des APEC-Gipfels in 

Shanghai bereits in der zweiten Ok­

toberhälfte eine Verbindung zwischen 

der „ostturkestanischen“ Unabhängig­

keitsbewegung in Xinjiang und dem 

Terrorismusnetzwerk um Osama Bin 

Laden hergestellt hatten, präsentier­

ten sie Mitte November eine Liste von 

Attentaten, die angeblich auf das Kon­

to uigurischer Untergrundorganisatio- 

nen gehen. So habe die „Islamische 

Reformpartei“ 1992 in einem Bus in 

Urumqi eine Bombe gezündet, die drei 

Menschenleben gefordert habe. Vier 

Personen seien weiteren Bombenan­

schlägen der „Ostturkestanischen De­

mokratischen Islamischen Partei“ im 

Jahr 1993 zum Opfer gefallen. Ein 

von der „Ostturkestanischen Partei für 

islamische Rechte und Gerechtigkeit“ 

initiierter Aufstand in einem Xinjian- 

ger Gefängnis im Jahr 1996 habe 15 

Menschenleben gefordert. Bombenat­

tentate der „Ostturkestanischen Alli­

anz für nationale Einheit“ in Urum­

qi im Jahr 1997 hätten den Tod wei­

terer neun Personen verursacht. Auch 

im Ausland hätten uigurische Grup­

pen mehrere Terroranschläge began­

gen, so ein Bombenattentat auf die 

chinesische Botschaft in Istanbul, den 

Mord an einem chinesischen Beamten 

in Kirgistan im Mai 2000 sowie an zwei 

lokalen Polizisten in Alma Ata, der 

Hauptstadt Kasachstans, im Septem­

ber 2000.

Angesichts der seit den späten 1980er 

Jahren wachsenden und im Konflikt 

mit der chinesischen Staatsgewalt es­

kalierenden Gewaltbereitschaft uiguri­




